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Winterthur

Start-up für Komposttoiletten In ei-
nemPermakultur-Kurs baute Jojo
Linder vor 14 Jahren erstmals
eine Komposttoilette. Und lernte
dabei,wie aus Fäkalienwertvol-
le Erde entsteht. Vor sechs Jah-
ren gründete der heute 37-Jäh-

rige mit Kompotoi ein Start-up,
das solcheToiletten verkauft und
vor allem für Anlässe vermietet.
Heute stehen bereits um die 500
Kompotois im Einsatz. «Am al-
ten Standort in Zürich-Altstet-
ten platzten wir aus allen Näh-

ten», sagt Linder. Darum zügelt
die Firma derzeit nach Winter-
thur. Im Gewerbegebiet an der
Zürcherstrasse 254 fand er in
der Nähe der Autobahnausfahrt
Töss ein grosses Lager. Die Bü-
ros seien bereits da, die Logis-
tik grösstenteils noch in Zürich.
«Hier habenwirPlatz zumWach-
sen», sagt Linder über den neu-
en Standort.Hier in derHalle sol-
len die Kompotoi gewaschen und
neue gebaut werden.

Künftig will Kompotoi etwa
20 Mitarbeitende am Hauptsitz
in Töss beschäftigen. InWinter-
thurwardie Firmamit ihrenWCs
aber schon vor dem Umzug prä-
sent. Etwa an den Musikfestwo-
chen. Der Geruch wird, anders
als bei herkömmlichen Toito-
is, nicht mit Chemie, sondern
mit Holzspänen als Einstreu be-
kämpft. In Winterthur will Lin-
der nicht nur wachsen, sondern
auch weiter forschen: «Die Toi-
lette der Zukunft ist noch nicht
erfunden.» (dba)

Kompotoi zügelt nachWinterthur

Markus Brupbacher

Was der links-grün dominier-
teWinterthurer Stadtrat will, ist
klar: Sollte das Endlager für hoch
radioaktive Abfälle imWeinland
gebaut werden, sei die Stadt fi-
nanziell zu entschädigen. Die
Nationale Genossenschaft für
die Lagerung radioaktiver Ab-
fälle (Nagra) gibt im September
bekannt, wo sie das Lager bau-
en will – im Weinland, im Zür-
cherUnterland oder amAargau-
er Bözberg.

Warum der Stadtrat an den
Endlager-Geldtopf kommenwill,
das schreibt er in seinerAntwort
auf die Anfrage des Stadtparla-
mentariers Urs Glättli (GLP) über
eine «atomare Duldungsprä-
mie». Entscheide sich die Nagra
für das Weinland, habe dies
«konkreteAuswirkungen auf die
Stadt Winterthur», schreibt die
Stadtregierung. Sie nennt dabei
den Rheingrundwasserstrom
und die Bahntransportemit dem
Atommüll durchWinterthur.

Recht, Rheingrundwasser
zu nutzen
Seit 1967 besitzt die Stadt bei
Rheinau eine Konzession, um in
Zukunft den mächtigen Grund-
wasserstrom anzuzapfen. Um
das Wasser nach Winterthur zu
transportieren, wird eine 15 Ki-
lometer lange Pipeline derzeit
geprüft. Das Rheinauer Grund-
wasservorkommen ist für Win-
terthur und den Kanton eine
langfristige strategische Trink-
wasserreserve.

«ImFalle einerHavarie imTie-
fenlager bestündewohl auch bei
den besten Sicherheitsvorkeh-
rungen ein gewisses Restrisiko,
dass diesesWasser kontaminiert
und damit für unzählige Jahre
nicht nutzbarwäre», schreibt der
Stadtrat. Zwar seien solche Schä-
den haftpflichtrechtlich gedeckt,
«wirtschaftliche Schäden auf-
grund ideeller Immissionen in-
des nicht». Damit sind Einwir-
kungen gemeint, die das seeli-
sche Empfinden verletzen
respektive unangenehmepsychi-
sche Eindrücke wecken.

Auch von Bordellen oder
Schlachthöfen können ideelle
Immissionen ausgehen.Anwoh-
ner fühlen sich nicht etwa durch
Geruch oder Lärm gestört, son-
dern weil sie Prostitution oder
Fleischkonsum ablehnen. Laut
Stadtrat ist es «durchaus wahr-
scheinlich, dass die Bevölke-
rung es ablehnt, Trinkwasser
zu konsumieren, das direkt ne-
ben einem Tiefenlager für nuk-
leare Abfälle gefördertwird». So
müsste anderes,womöglich teu-
reres Trinkwasser beschafftwer-
den, «was mit einem finanziel-
len Schaden verbunden wäre».
Dafür soll die Stadt entschä-

digtwerden.Also für einenmut-
masslichen Schaden, der allein
durch den Glauben entsteht,
dass das Wasser verseucht wer-
den könnte.

Winterthur nicht Teil
der Standortregion
Gleich argumentiert der Stadtrat
bei den Atom-Zügen durch den
Hauptbahnhof Winterthur. Im
Falle von Unfällen oder terroris-
tischen Anschlägen sei dieWin-
terthurer Bevölkerung «grossen
gesundheitlichen und ökologi-
schen Risiken ausgesetzt». Diese
«direkte Betroffenheit» aufgrund
der zu tragendenRestrisiken und

der ideellen Immissionen sei «fi-
nanziell abzugelten», fordert die
Stadtregierung.

Doch wie realistisch ist es
überhaupt, dass Winterthur an
den Abgeltungsverhandlungen
teilnehmenunddort Geld für sol-
che Restrisiken und ideelle Im-
missionen fordern kann? Diese
Zeitung hat beimBundesamt für
Energie (BFE) nachgefragt.

Die Antworten des BFE zei-
gen: Dass auchWinterthur Geld
aus demEndlager-Topf kriegt, ist
eher unwahrscheinlich.Ab 2023
sollen die Abgeltungsverhand-
lungen beginnen.Daran nehmen
neben den Verursachern der ra-

dioaktiven Abfälle – die Kern-
kraftwerkbetreiber und derBund
– Vertreter der Kantone und Ge-
meinden derEndlager-Standort-
region teil. Das Problem: Win-
terthur gehört gar nicht zu die-
ser Region.

Winterthur ist nur dank der
Gemeinde Dägerlen indirekt
an der Standortsuche beteiligt.
Denn einzig Dägerlen gehört
sowohl zur Endlager-Region als
auch zum Zweckverband Re-
gionalplanung Winterthur und
Umgebung (RWU). Und Stadt-
rat Stefan Fritschi (FDP) ist als
RWU-Präsident Mitglied der
Endlager-Regionalkonferenz.

Laut dem BFE soll die Verhand-
lungsdelegation der Standort-
gemeinden aus fünf Vertretern
bestehen. Wer das sein wird, ist
noch offen. Über die Bildung
der Delegation wird diskutiert –
ohne Winterthur. Schon an der
Aushandlung des Leitfadens für
die Abgeltungsverhandlungen
im Jahr 2017 war die Stadt nicht
beteiligt, weil sie eben nicht zur
Standortregion gehört. Auch die
RWU nahm damals nicht teil.

VomWohlwollen
anderer abhängig
Ob der RWU-Verband Teil der
kommunalen Delegation sein
kann, «werden dieVertretungen
derGemeinden der Standortregi-
on zu entscheiden haben», sagt
das BFE. RWU und Stadt Win-
terthur wären also vom Wohl-
wollen einer Vielzahl vonWein-
länder Gemeinden abhängig. Es
ist fraglich, ob dieseWinterthur
da entgegenkommen.Dennvom
Bau und Betrieb des Endlagers
wären sie viel stärker betrof-
fen als die Stadt. Und dass sie
Winterthur am Endlager-Geld-
topf teilhaben lassen, ist schwer
vorstellbar. Wichtig zu betonen
ist: Ob und in welcher Höhe die
StandortregionAbgeltungen be-
kommt, ist gesetzlich nicht vor-
geschrieben.

Und was hält das BFE von
der Winterthurer Argumentati-
on, um an den Endlager-Geld-
topf zu gelangen? Durch Abgel-
tungen würden grundsätzlich
keine «Restrisiken» oder «ide-
ellen Immissionen» entschä-
digt. Solche gebe es allenfalls
dafür, dass die Standortregion
«zur Lösung einer nationalen
Aufgabe beiträgt». Und die Gel-
der sollen für Massnahmen zur
Entwicklung der Standortregi-
on verwendet werden – also der
Region, zu derWinterthur nicht
gehört. Nur wenn das Endlager
effektive, nachweisbar negati-
ve Auswirkungen habe, könn-
ten beim BFE Kompensations-
massnahmen beantragtwerden,
«falls sie nicht schon aufgrund
des Gesetzes entschädigt wer-
den müssen».

Stadt will Zugriff auf den Endlager-Geldtopf
Radioaktive Abfälle Kommt das Atomendlager insWeinland, soll auchWinterthur entschädigt werden.
Das fordert der Stadtrat und spricht von «Restrisiken» und «ideellen Immissionen».

Blick ins Zwischenlager (Zwilag) im aargauischen Würenlingen mit den Lagerbehältern (Castoren) für hoch radioaktive Abfälle: Bis das Endlager
gebaut ist, lagert der strahlende Abfall in einer Halle direkt an der Aare. Foto: Kurt Tschan

Palliativpflege ist immer dort
nötig, wo Menschen mit un-
heilbaren oder tödlichen Er-
krankungen konfrontiert sind.
Für die spezialisierte Pflege zu
Hause war in Winterthur und
Umland seit 2008 der Verein
Palliative Care Winterthur-An-
delfingen zuständig. Dieser hat
am 21. Juni seine Auflösung be-
schlossen, per Ende Septem-
ber wird das bestehende Pfle-
geteam, das Mobile Palliative
Care Team (MPCT), seinen Be-
trieb einstellen. Für Nachfol-
ge ist aber gesorgt. Ab 1. Okto-
ber wird die Stiftung Palliaviva
in Winterthur ambulante spe-
zialisierte Palliative Care an-
bieten.

Die Stadt Winterthur wird
dazu einen Vertrag mit der Stif-

tung aus Zürich-Oerlikon unter-
zeichnen, mit umliegenden Ge-
meinden laufen Gespräche. Pal-
liavivawird inWinterthur einen
Stützpunkt betreiben – ihren
insgesamt sechsten. Drei Pfle-
gende werden voraussichtlich
vom bestehendenWinterthurer
Team zu Palliaviva wechseln,
zwei gehen in Pension.

Pflegestunden nahmen ab,
Kosten stiegen
Die amtierende Vereinspräsi-
dentin Brigitte Trechsel sagt,
derVorstand sei «dankbar, dass
für die palliative Versorgung
in Stadt und Region Winter-
thur eine gute Lösung gefun-
den wurde». Eine Veränderung
sei aus betrieblichen Gründe
nötig geworden: Die 24-Stun-

den-Erreichbarkeit könne in ei-
nem kleinen Team – in Zeiten
des Fachkräftemangels – nur
schwer sichergestellt werden.
Andererseits gab es auch finan-
ziellen Druck: So nahm die Zahl
der Pflegestunden in den letz-
ten Jahren ab,während die Kos-
ten stiegen.

Der Rückgang der Pflege-
stunden habe teils auch erfreuli-
che Hintergründe, sagt Trechsel.
So sei die Kompetenz und das
Wissen im Palliativbereich bei
den allgemeinen Spitex-Dienst-
leistern gestiegen und weite-
re Angebote rund um Winter-
thur seien dazugekommen, etwa
das Hospiz Pallistella in Rämis-
mühle.

Michael Graf

Palliativverein hört auf,
Zürcher Stiftung übernimmt
Gesundheit Der seit 2008 aktive Verein Palliative Care
Winterthur-Andelfingen löst sich auf.

Eine Komposttoilette wird verladen. Foto: Cristian Beutler (Keystone)


